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WETTER HEUTE

ALLGEMEINE LAGE Eine Störung er-

reicht die Schweiz. Dahinter kommt kalte 

Luft in den Alpenraum.

ZENTRALSCHWEIZ Am Morgen regnet 

es noch, die Schneefallgrenze sinkt. Am 

Nachmittag gibt es Aufhellungen.

Alles Weitere zum Tageswetter 
lesen Sie auf Seite

 10
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Z uerst auch diesmal eine gute 
Absicht: Der Luzerner Polizei 
sollte es wieder ermöglicht 

werden, in Chatrooms nach Pädo-
philen zu fahnden. Dies nachdem 
das Bundesgericht festgestellt hatte, 
dass nach Einführung der neuen 
Strafprozessordnung die rechtliche 
Grundlage dazu weggefallen war. 
Herausgekommen ist ein Vorschlag, 
der den Prinzipien eines zeitgemäs-
sen Rechtsstaates nicht genügt. Die 

verdeckte Fahndung soll bereits «im 
Vorfeld» von Straftaten möglich sein, 
es braucht nicht einmal einen drin-
genden Tatverdacht, «hinreichende 
Hinweise» genügen. Wie solche Hin-
weise aussehen müssen, umschreibt 
der Gesetzesvorschlag nicht. (An-
wesenheit an ausgewählten Orten? 
Hautfarbe? Sexuelle Orientierung?) 

Anlass für verdeckte Fahndung 
kann jedes Verbrechen oder Ver-
gehen sein, wie fahrlässige Wider-
handlung gegen das Gewässer-
schutzgesetz oder Cannabis-Kleinst-
handel. Hat ein Polizeio$zier 
einmal eine verdeckte Fahndung 
angeordnet, so kann die Polizei sie 
nach einem Monat «einmal oder 
mehrmals um jeweils einen Monat 

verlängern». Im Klartext: Gegen 
jede Frau und jeden Mann kann 
die Polizei jederzeit und immer 
verdeckt fahnden, sofern einmal 
gegen sie oder ihn von einem Poli-
zeio$zier eine verdeckte Fahndung 
angeordnet worden ist.

Unbestritten ist, dass jede ver-
deckte Fahndung ein Eingri% in die 
Persönlichkeitsrechte darstellt. Es ist 
daher zwingend, dass – im Sinne der 
Gewaltentrennung – die Anwendung 
von einer zweiten Staatsgewalt kon-
trolliert wird, zum Beispiel durch das 
Zwangsmassnahmengericht; dies hat 
innerhalb von 24 (allenfalls auch 72) 
Stunden zu geschehen.

Befürworter der neuen Regelung 
haben wiederholt beteuert, man 
werde dieses polizeiliche Mittel 
«dann schon mit Augenmass» an-
wenden. Nur: Der Gesetzesgeber soll 
Gesetze mit Augenmass beschliessen 
– nicht aber Bestimmungen, von 
denen man nachher nur ho%en 
kann, dass sie «dann schon mit 
Augenmass» angewandt werden.

N icht zuletzt aufgrund eines 
CVP-Vorstosses darf unsere 
Polizei endlich wieder ver-

deckt ermitteln, das heisst, sie darf 
unter falscher Identität in kriminel-
le Netzwerke eindringen, um so 
Straftaten zu verhindern und Straf-
täter wenn möglich schon vor der 
Tat zu fassen (beispielsweise Ein-
dringen in einen Chatroom unter 
falschem Namen, um pädophile 
Straftäter zu überführen). 

Solche verdeckten Ermittlungen 
bedürfen gemäss der vom Kantons-
rat beschlossenen Gesetzesrevision 
einer richterlichen Genehmigung. 
Im Unterschied dazu darf die Poli-
zei neu in Eigenregie – also ohne 
richterliche Genehmigung – ver-
deckt fahnden. 

Die verdeckte Fahndung ist im 
Gegensatz zur verdeckten Ermitt-
lung niederschwelliger, darf nur 
bei Vorliegen einer groben Straftat 
angeordnet werden und zeichnet 
sich auch durch die kurze Dauer 
aus. Es handelt sich im Wesentli-
chen also um klassische Polizei-
arbeit.

Vor allem aus linken Kreisen 

kommt nun der Einwand, die Poli-
zei erhalte damit zu grosse Befug-
nisse, und es wird auch für die 
verdeckte Fahndung eine richter-
liche Genehmigung verlangt. Aus 
Gründen der E$zienz ist die Poli-
zei aber oft auf sofortiges Handeln 
angewiesen und kann bei der ver-
deckten Fahndung nicht zuerst auf 
grünes Licht eines Gerichtes war-
ten. 

Es ist zudem eine Zumutung, 
die Polizei mit unnötigen Gesuchen 
auf Trab zu halten, während sich 
die Straftäter die Hände reiben. 
Unser Rechtsstaat läuft damit Ge-
fahr, sich durch überbordende Bü-
rokratie sowie einen ausufernden 
Datenschutz selber ein Bein zu 
stellen. 

Die Luzerner Polizei hat unser 
vollstes Vertrauen verdient, behin-
dern wir also ihre wertvolle Arbeit 
nicht. Mit dem angepassten Gesetz 
geben wir der Polizei diejenigen 
Mittel in die Hand, die sie braucht, 
und das ist gut so. 

Soll die Polizei in Eigenregie 
verdeckt fahnden dürfen?
LUZERN Der Kantonsrat will verdeckte Ermittlungen und Fahndungen der Polizei 

wieder zulassen. Dass der Polizeikommandant diese Massnahmen selber  

veranlassen kann, stösst bei den Grünen auf Kritik.

Hans Stutz,
Kantonsrat Grüne 

Ludwig Peyer,
Kantonsrat CVP

CONTRAPRO

Er lernte Maschinen das Rechnen 

BERLIN Das Tüfteln lag Konrad 
Zuse. Der Sohn eines deutschen 
Postbeamten entwickelte Verkaufs-
automaten, die Retourgeld geben, 
als viele sich das noch nicht einmal 
vorstellen konnten. Zuse konnte von 
seinen Er&ndungen allerdings nie 
leben. Nicht einmal von seiner be-
kanntesten: dem Ur-Computer. 

Am 12. Mai 1941 präsentierte 
Zuse Z 3, den ersten programmier-
baren Rechner der Welt. Dieser 

stellte im Gegensatz zu den heuti-
gen Modellen noch was dar: Z 3 
war so gross wie eine Wohnwand 
und so schwer wie ein Kleinwagen. 
Gerade einmal 64 Worte konnte 
man mit ihm speichern. Dafür 
konnte das Ungetüm multiplizieren, 
dividieren und die Quadratwurzel 
ziehen. Kurz: Z 3 machte das Rech-
nen bequemer.

Und genau dies war Konrad Zu-
ses Ansporn. Zuse arbeitete als 

Statiker bei einer Flugzeug&rma in 
Berlin. Weil ihm die zeitraubenden 
Berechnungen ein Graus waren, 
begann er über die Entwicklung 
eines programmierbaren Rechners 

nachzudenken. Als der Ur-Compu-
ter fertig war, musste Zuse 26 Jahre 
lang um die Urheberrechte streiten. 
Am Ende sah das Gericht in seinem 
Rechner keine «patentwürdige Er-
&ndung». Konrad Zuse sollte also 
wieder einmal leer ausgehen. Was 
ihm letzten Endes blieb, war ein 
Eintrag in die Geschichtsbücher: 
Konrad Zuse, Er&nder des Ur-Com-
puters.

DOMINIK BUHOLZER 
dominik.buholzer@luzernerzeitung.ch

Er war so gross wie eine Wohnwand und so schwer wie ein Kleinwagen: Z 3, der 
Ur-Computer, den Konrad Zuse 1941 präsentierte.

 Bild Horst-Zuse-Archiv
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 Runter von der Kanzel
Was soll ich lange drumherum re-
den: Ich bin ein Fan von Abt Mar-
tin Werlen. Und das nicht nur auf-
grund von Eindrücken aus der Fer-
ne. Ich habe den Mann im Rahmen 
etlicher Begegnungen persönlich 
näher kennen gelernt. In Vier-Au-
gen-Gesprächen ebenso wie im öf-
fentlichen Rahmen. Dieser Mönch 
imponiert mir, in seinem unkon-
ventionellen Denken, in seiner Un-
verwechselbarkeit, in seiner Be-
scheidenheit, in seinem Zugang zu 

Menschen aller Art. Und nicht zu-
letzt in seiner Sensibilität.

Umso mehr hat mich in diesen Ta-
gen Abt Martins politische Attacke 
gegen den aktuellen CVP-Präsiden-
ten irritiert. Nun plädiert eben die-
ser Christoph Darbellay für einen 
obligatorischen DNA-Test «für be-
stimmte Asylsuchende». Der Vor-
stoss wird aktuell in den Räten dis-
kutiert. Man kann da wahrlich 
unterschiedlicher Meinung sein. 
Entsprechend kontrovers verläuft 
die politische Diskussion.

Dass nun aber Abt Martin diesen 
politischen Aktivisten dazu au%or-
dert, sich für seinen Vorstoss zu 
entschuldigen, «wenn er es nicht 
schon getan hat», das ist ein star-
kes Stück. Denn damit erhebt der 
klösterliche Kritiker von Darbellay 
für sich selber den Anspruch eines 
moralischen Scharfrichters in der 
Politik. Ich erspare uns allen an 
dieser Stelle Grundsätzliches zur 
Trennung von Staat und Kirche. 
Diese in einem langen historischen 
Prozess errungene Trennung 
schliesst ja keineswegs aus, dass 
sich Kirchen in politische Debatten 
einmischen. Zumindest solange 
nicht, als sie sich an die politischen 
Spielregeln halten. Und dazu zählt, 
dass die Denkfreiheit für alle gilt 
und es in der demokratischen Aus-
einandersetzung keine moralischen 
Überlegenheitsansprüche gibt.

Deshalb, lieber Abt Martin: Ich hof-
fe aufrichtig, dass mein Einwurf Sie 
nicht im Geringsten in Ihrem poli-
tischen Engagement einschränkt. 
Aber kommen Sie bitte von der 
moralischen Kanzel herunter in die 
Arena, wo alle auf Augenhöhe sind, 
wenn es um Politik geht.

MEINE WOCHE

Thomas Bornhauser, 
Chefredaktor


